






2.1  Ausschluss aus einer kommunalen  
Veranstaltung

Bei öffentlichen Veranstaltungen einer Kommune können Perso-
nen grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden. 

Dies gilt auch für Personen, die verfassungsfeindliche Ansichten 
vertreten, z. B. aus dem rechtsextremen Spektrum. Auch sie kön-
nen nur in engen Grenzen von kommunalen Veranstaltungen 
ausgeschlossen werden. Eine Ausnahme gilt insbesondere dann, 
wenn sie den ordnungsgemäßen Ablauf der Veranstaltung stö-
ren.
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Bewegung entwickelt, die unsere demokratische Grundordnung 
zunehmend bedroht. Rassistische Einstellungen werden durch ihr 
Agieren im „vorpolitischen Raum“ verbreitet. Sie ist besonders ge-
fährlich, da ihre Vorgehensweise und Selbstdarstellung die Ideo-
logie dahinter verschleiert. Die Grenzen des Unsagbaren werden 
bewusst ausgereizt und überschritten. Aus Worten werden Taten.

In dieser Broschüre werden insbesondere zwei Fragen geklärt: 

 Was muss bei eigenen Veranstaltungen beachtet werden 
und wie kann auf Störungen durch Rechtsextremist*innen 
reagiert werden? 

 Welche Handlungsspielräume gibt es bei Anmietungsversu-
chen durch Rechtsextremist*innen?

Es ist notwendig für jede*n von uns, wachsam zu bleiben und 
Aussagen, Veranstaltungen und Anmietungsversuche kritisch 
zu hinterfragen und genauer hinzusehen. Dazu möchten wir Sie 
in dieser Broschüre motivieren. Nicht nur die Zivilgesellschaft ist 
im Eintreten gegen Rechtsextremismus und gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit gefordert. Von zentraler Bedeutung sind 
in diesem Zusammenhang die Kommunen, ihre Mitarbeiter*innen 
und die dort ehrenamtlich Aktiven. Wir müssen uns alle gemein-
sam darum bemühen, unser demokratisches Gemeinwesen nicht 
durch verfassungsfeindliche Agitationen unterwandern zu lassen. 
Es muss klar sein, dass an unseren demokratischen Grundwerten 
und an der Achtung der Menschenwürde nicht zu rütteln ist. Wir 
sind mehr denn je gefordert, für eine weltoffene und friedliche Ge-
sellschaft einzustehen. 

2.  Umgang mit  
Rechtsextremist*innen  
bei Veranstaltungen

Die vollständige Broschüre erhalten Sie auf Anfrage bei: 
 
Geschäftsstelle der Allianz gegen Rechtsextremismus  
in der Metropolregion Nürnberg 
c/o Menschenrechtsbüro 
Fünferplatz 1 
90403 Nürnberg

oder unter: 
kontakt(at)allianz-gegen-rechtsextremismus.de
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Die vollständige Broschüre erhalten Sie auf Anfrage bei: 
 
Geschäftsstelle der Allianz gegen Rechtsextremismus  
in der Metropolregion Nürnberg 
c/o Menschenrechtsbüro 
Fünferplatz 1 
90403 Nürnberg

oder unter: 
kontakt(at)allianz-gegen-rechtsextremismus.de
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Die vollständige Broschüre erhalten Sie auf Anfrage bei: 
 
Geschäftsstelle der Allianz gegen Rechtsextremismus  
in der Metropolregion Nürnberg 
c/o Menschenrechtsbüro 
Fünferplatz 1 
90403 Nürnberg

oder unter: 
kontakt(at)allianz-gegen-rechtsextremismus.de
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3.  Öffentliche Einrichtungen  
und Räume

Die vollständige Broschüre erhalten Sie auf Anfrage bei: 
 
Geschäftsstelle der Allianz gegen Rechtsextremismus  
in der Metropolregion Nürnberg 
c/o Menschenrechtsbüro 
Fünferplatz 1 
90403 Nürnberg

oder unter: 
kontakt(at)allianz-gegen-rechtsextremismus.de
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Die vollständige Broschüre erhalten Sie auf Anfrage bei: 
 
Geschäftsstelle der Allianz gegen Rechtsextremismus  
in der Metropolregion Nürnberg 
c/o Menschenrechtsbüro 
Fünferplatz 1 
90403 Nürnberg

oder unter: 
kontakt(at)allianz-gegen-rechtsextremismus.de
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Die vollständige Broschüre erhalten Sie auf Anfrage bei: 
 
Geschäftsstelle der Allianz gegen Rechtsextremismus  
in der Metropolregion Nürnberg 
c/o Menschenrechtsbüro 
Fünferplatz 1 
90403 Nürnberg

oder unter: 
kontakt(at)allianz-gegen-rechtsextremismus.de
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4.  Auf Augenhöhe:  
Gemeinsames Vorgehen von  
Zivilgesellschaft und Kommune

Kommunen stehen in einer immer stärker polarisierten Gesell-
schaft und einem Anstieg rechtsextremer und -populistischer 
Einstellungen tagtäglich vor der Herausforderung, als neutrale 
Verwaltungseinrichtungen zu agieren und gleichzeitig Demo-
kratiefeindlichkeit entschieden entgegenzutreten. Das politische 
Klima in Städten und Gemeinden wird aber nicht nur stark vom 
Zusammenwirken der Politik und Verwaltung, sondern auch der 
aktiven Zusammenarbeit mit den Bürger*innen geprägt. Diese 
Zusammenarbeit zwischen Kommune und zivilgesellschaftlichen 
Akteur*innen kann für eine konstruktive, breit aufgestellte und 
nachhaltige Arbeit gegen Rechtsextremismus sorgen! 

So können kommunale Präventionsgremien, wie z. B. „Runde Ti-
sche“ oder lokale  „Bündnisse für Demokratie“, Problemlagen besser 
erkennen und Strategien entwickeln, die zu einer weltoffenen po-
litischen Kultur beitragen. Das stärkt die Bürger*innenbeteiligung 
und bietet kommunalen Akteur*innen eine gute Basis für ihr Han-
deln. Erfolgreiche Vernetzung fördert die Gemeinschaft und sie ist 
unverzichtbar, um sich gegenseitig zu informieren, zu sensibilisie-
ren und gegen Aktivitäten rechtsextremer Gruppen und Parteien 
zu mobilisieren. Die gegenseitige Anerkennung des jeweiligen  
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Engagements unterstützt dabei die gemeinsame Arbeit der gleich-
wertigen Partner Kommune und Zivilgesellschaft.

Gemeinsam ergeben sich hier Handlungsspielräume, die Kompe-
tenzen und Möglichkeiten beider Seiten optimal ergänzen. So hat 
ein ehrenamtlicher Verein z. B. bei der Veranstaltungsorganisation 
und -durchführung andere Spielräume als die Kommune (siehe  
S. 11). Eine kluge Zusammenarbeit kann hier rechtsextremen 
Vorfällen besser entgegenwirken. Es lohnt sich, hier auch die ju-
ristischen Spielräume der gegenseitigen Partner*innen zu ken-
nen und davon zu profitieren. Genauso sollte Zivilcourage gegen 
Rechtsextremismus und -populismus auch von Politik und Verwal-
tung flankiert werden.

Rechtsextremen Haltungen darf kein Raum gegeben werden! Hier 
heißt es gemeinsam Gesicht zeigen, Stimme erheben und sich in 
Form von öffentlichen Stellungnahmen, Demonstrationen gegen 
rechtsextreme Gruppierungen und Parteien und klarer Kritik an 
Diskriminierung und menschenverachtendem Gedankengut zu 
vereinigen.

Gemeinsam sind wir stark! 

Die Allianz gegen Rechtsextremismus in der Metropolregion Nürn-
berg steht seit über 10 Jahren für die gelungene Zusammenarbeit 
zwischen kommunalen Vertreter*innen und der Zivilgesellschaft. 
Sie versteht sich dabei als unabhängiges und solidarisches Netz-
werk. Egal welchen politischen, sozialen, religiösen, nationalen 
oder rechtlichen Hintergrund die einzelnen Mitglieder haben, geht 
es in der Allianz gegen Rechtsextremismus darum, allen Formen 
von gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit insbesondere Ras-
sismus, Antisemitismus, Antiziganismus, Islamfeindlichkeit sowie 
Menschenverachtung und Demokratiefeindlichkeit entschieden 
entgegenzutreten. Im Bewusstsein, dass wir unsere Ziele nur ge-
meinsam erreichen können, ist die innere und äußere Handlungs-
maxime der Allianz gegen Rechtsextremismus geprägt von der 
Anerkennung der Würde und dem Wert der menschlichen Person. 
Ihr geht es darum, die Vernetzung und Zusammenarbeit zwischen 
Kommunen und zivilgesellschaftlichen Organisationen zu intensi-
vieren und gemeinsame Aktivitäten zu unterstützen.

5.  Allianz gegen Rechtsextremismus  
in der Metropolregion Nürnberg
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Mittlerweile zählt die Allianz gegen Rechtsextremismus insgesamt 
151 Gebietskörperschaften und 214 zivilgesellschaftliche Initiati-
ven, Organisationen und Institutionen in der gesamten Metropol-
region Nürnberg zu ihren Mitgliedern (Stand: November 2019). 
Geleitet wird sie durch den Vorstand und das Koordinierungsgre-
mium, welches sich aus kommunalen wie zivilgesellschaftlichen 
Vertreter*innen der Mitglieder zusammensetzt. Unterstützt wer-
den sie dabei vor allem in den Bereichen Verwaltung und Orga-
nisation von der Geschäftsstelle. In verschiedenen Arbeitskreisen, 
wie dem AK Bildung, AK Sport oder AK Gastro, tauschen sich mit-
gliederübergreifend Engagierte und Expert*innen regelmäßig aus, 
entwickeln Bildungs- und Beteiligungsangebote sowie gemeinsa-
me Aktionen, die wiederum positiv in die gesamte Metropolregion 
hineinwirken. Mit zahlreichen Veranstaltungen, dem Handlungs-
programm, verschiedenen Handreichungen, dem Newsletter und 
der Kampagne „Wer Demokratie WÄHLT keine Rassisten“ informiert 
die Allianz gegen Rechtsextremismus regelmäßig ihre Mitglieder 
und Interessierte, sensibilisiert und berät Institutionen, Einrichtun-
gen und Einzelpersonen.

Für ihre Arbeit gegen Rechtsextremismus und für die im Grund-
gesetz verankerten gesellschaftlichen Werte wurde die Allianz ge-
gen Rechtsextremismus am 20. Oktober 2016 mit dem 1. Preis des 
Bürgerpreises des Bayerischen Landtags ausgezeichnet. Ein Jahr 
später, im Dezember 2017, folgte die Auszeichnung des Deutschen 
Engagementpreises in der Kategorie „Demokratie stärken“.

 „Handlungsleitfaden für kommunale Entscheidungsträger in 
Thüringen zum Umgang mit Rechtsextremisten“; Thüringer 
Ministerium für Inneres und Kommunales, überarbeitete 3. 
Auflage, 2018

 „Handlungsleitfaden für Gemeinden zum Umgang mit soge-
nannten Rechts(rock)konzerten und vergleichbaren Veran-
staltungen“; Bayerisches Staatsministerium des Innern, für 
Bau und Verkehr, 2014

 „Anmietungen durch Rechtsextreme. Schutz für Kommunen 
und Vermieter“; Landeshauptstadt München, 2012

 „Vor Ort entscheidet. Kommunale Strategien gegen Rechts-
extremismus“ Vera Henßler, Ulrich Overdieck, vdk Verein für 
demokratische Kultur in Berlin – Initiative für urbane Demo-
kratieentwicklung e.V., Friedrich Ebert Stiftung, Forum Ber-
lin, 2014

 „Kein Platz für Rassismus! Wir zeigen Zivilcourage. Hinwei-
se und Ratschläge für Gastronomen und Hoteliers“ Allianz 
gegen Rechtsextremismus in der Metropolregion Nürnberg, 
2016

  „Verlorene Mitte – Feindselige Zustände: Rechtsextreme Ein-
stellungen in Deutschland 2018“ Andreas Zick, Beate Küp-
per, Wilhelm Berghan (Hg.), Dietz, JH, 2019
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